
  

Auf Basis der neuen Richtlinie soll der 
Schuldner die Kontrolle über die Ver-
mögenswerte und den täglichen Be-
trieb des Unternehmens ganz oder 
zumindest teilweise behalten.  
 
Dem Schuldner kann sodann die Aus-
setzung von Einzelzwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen für vier Monate, 
mit Verlängerungsmöglichkeit auf bis 
zu 12 Monate, und dem Ziel der Auf-
stellung eines Restrukturierungspla-
nes gewährt werden. Darüber hinaus 
kann der Restrukturierungsplan unter 
bestimmten Bedingungen auch ge-
genüber ablehnenden Gläubigergrup-
pen verbindlich werden, solange die 
Rechte der Arbeitnehmer nicht beein-
trächtigt werden. 
 
Da den Mitgliedstaaten aufgrund zahl-
reicher Öffnungsklauseln eine große 
Flexibilität bei der Umsetzung einge-
räumt wird, kann noch nicht vorherge-
sagt werden, welche konkreten Vo-
raussetzungen an das vorinsolvenzli-
che Sanierungs- und Restrukturie-
rungsprogramm gestellt werden. 
 

So spricht die Richtlinie unter ande-
rem von einer „Wahrscheinlichkeit 
einer Insolvenz“. Wie dies konkret in 
Abgrenzung zur „drohenden Zah-
lungsunfähigkeit“ oder der „Über-
schuldung“ als Insolvenzantragsgrund 
zu verstehen ist, bleibt abzuwarten.  
 
Insbesondere wird das vorinsolvenzli-
che Restrukturierungsverfahren zum 
bereits bestehenden Eigenverwal-
tungsverfahren, dem schon ein Insol-
venzantrag vorausgegangen ist, ab-
zugrenzen sein. Allerdings wird auch 
dieses neue Verfahren wohl nur dann 
gelingen, wenn neue finanzielle Mittel 
zur Verfügung stehen.  
 
Gern beraten wir Sie beim Kauf oder 
Verkauf, der Umwandlung oder Um-
strukturierung Ihres Unternehmens. 
Ebenso begleiten wir mögliche Ausei-
nandersetzungen mit Ihren Vertrags-
partnern. 
 

 
 

Die am 06.06.2019 vom Rat der Eu-
ropäischen Union (EU) verabschiede-
te neue EU-Restrukturierungsrichtlinie 
(2019/1023) ist am 16.07.2019 in Kraft 
getreten.  
 
Ziel der Richtlinie ist die Einführung 
einheitlicher Grundsätze der Restruk-
turierung in jedem Mitgliedstaat. Sa-
nierungsfähigen Unternehmen soll die 
Möglichkeit der Durchführung von 
effektiven Maßnahmen mit dem Ziel 
der Entschuldung und Aufrechterhal-
tung des Geschäftsbetriebs erleichtert 
werden. 
 
Das Insolvenzverfahren soll vermie-
den, die Chance auf eine stärkere 
Befriedigung der Gläubigerforderun-
gen erhöht werden. Die Richtlinie legt 
insoweit einheitliche Mindeststandards 
zur Steigerung der Effizienz von Sa-
nierungs- und Restrukturierungs- so-
wie von Insolvenz- und Entschul-
dungsverfahren fest und muss von 
der Bundesregierung innerhalb von 
zwei Jahren, mithin bis zum 
17.07.2021, in deutsches Recht um-
gesetzt werden. 

Neue EU-Restrukturierungsrichtlinie in Kraft 
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